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Stellvertretender Fraktionsvorsitzender
AG Finanzen
AG Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Grundsteuer-Reform zügig umsetzen

Achim Post, stellvertretender Fraktionsvorsitzender;
Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher;
Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Mit der heutigen Verständigung zwischen Bund und Ländern sind wir
einen  wichtigen  Schritt  weiter,  um  die  Grundsteuerreform  noch  in
diesem Jahr abzuschließen. Wir begrüßen insbesondere die geplanten
Steuervergünstigungen  zur  Förderung  preisgünstigen  Wohnens.
Entscheidend  ist  jetzt,  dass  alle  Beteiligten  Sonderwünsche
zurückstellen,  damit  die  Gesetzgebung  rasch  erfolgen  kann.

„Die  Länder  haben heute deut l ich  gemacht ,  dass der  formale
Gesetzgebungsprozess zur Grundsteuerreform zügig beginnen muss. Die
b isher ige  Vers tänd igung  wurde  we i tgehend  bes tä t ig t .  Das
Bundesfinanzministerium wird in Kürze einen entsprechenden Gesetzentwurf
vorlegen.

Die Länder haben sich heute zudem auf Steuervergünstigungen für
genossenschaftliche, öffentliche und gemeinnützige
Wohnungsbaugesellschaften sowie für den sozialen Wohnungsbau geeinigt,
sofern hier günstige Mieten vereinbart werden. Auf diese Weise wird
preisgünstiges Wohnen steuerlich gefördert. Wir begrüßen diese klare
sozialdemokratische Handschrift des Reformkompromisses außerordentlich.

Im kommenden Gesetzgebungsprozess wird es an verschiedenen Stellen noch
Präzisierungen geben müssen, das ist ein normaler Vorgang. Es wäre allerdings
verantwortungslos, wenn daraus eine Blockade entstehen würde, wie es die
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bayrische Haltung vermuten lässt. Es geht darum, die Grundlagen der
Kommunalfinanzierung in Deutschland zu sichern und bestehende
Ungerechtigkeiten in der Besteuerung zu beenden, nicht um einzelne
Länderinteressen. Im Zweifel muss die Reform auch gegen den Widerstand
einzelner Länder beschlossen werden.

Die bisherige Verständigung erfüllt die SPD-Kernforderungen an die Reform. Die
Grundsteuer wird sich auch künftig an der wirtschaftlichen Nutzung der Gebäude
orientieren. Zudem werden Mieterinnen und Mieter auch in angespannten
Wohnungslagen vor steigenden Nebenkosten geschützt. Das Aufkommen der
Grundsteuer wird erhalten, was die Finanzierungsbasis der Kommunen sichert.“
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